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I. Vollstationärer Bereich 
 
1. Weiterentwicklung des Rahmenvertrages gemäß § 75 SGB XI über die 

Leistungen der Vollstationären Pflege gemäß § 43 SGB XI 
 
1.1 Umsetzung der zweiten Stufe der Personalschlüsselverbesserung 
 
Bereits mit Datum vom 23. August 2013 hat die Saarländische Pflegegesellschaft (SPG) den 
Rahmenvertrag  gemäß § 75 SGB XI über die Leistungen der Vollstationären Pflege gemäß 
§ 43 SGB XI förmlich mit Wirkung zum 31. Dezember 2014 gekündigt und zu Neuverhand-
lungen aufgefordert. Diese Vorgehensweise geht zurück auf die von der SPG in den 
Verhandlungen der Jahre 2009/10 geforderte und begründete Erhöhung der Mindest-
Personalanhaltszahlen um 16 %; im Rahmen einer komromissweisen Einigung hatten sich 
die Verhandlungspartner darauf verständigt, mit Wirkung zum 01. Januar 2011 zunächst eine 
Verbesserung der Mindestpersonalanhaltszahlen um durchschnittlich 5 % bis spätestens 31. 
Dezember 2013 zu vereinbaren. Darüber hinaus verständigten sich SPG und Kostenträger 
darauf, im Laufe des Jahres 2013 in Verhandlungen über die zweite Stufe der Personal-
schlüsselverbesserung einzutreten. Aufgrund von Terminschwierigkeiten seitens der Kosten-
träger konnte der erste Verhandlungstermin jedoch erst am 09. Januar 2014 stattfinden.  
 
Im Rahmen der inhaltlichen Vorbereitung der Verhandlungen wertete die SPG die 
Ergebnisse der vom Sommer 2011 bis Herbst 2012 gemeinsam mit der Philosophisch-
Theologischen-Hochschule Vallendar (PTHV) durchgeführten Studie „Pflegebedarf im 
Saarland – PiSaar“ aus; eine wesentliche Erkenntnis der PiSaar-Studie bestand in der 
Feststellung, dass die Pflegestufen des SGB XI weniger als 30 % des tatsächlichen 
Pflegeaufwands erklären und insofern keinen geeigneten Maßstab zur Bemessung der 
Personalschlüssel bilden können. In ihrem „Forderungspapier“, welches die SPG bereits mit 
Schreiben vom 28. Oktober 2013 gegenüber den Landesverbänden der Pflegekassen sowie 
den örtlichen und dem überörtlichen Sozialhilfeträger zur Verfügung gestellt hatte, schlug die 
SPG daher das Konzept eines pflegestufenunabhängigen „Over-All-Schlüssels“ vor, 
dessen Umsetzung eine  Erhöhung der  Zahl der in Pflege  und Betreuung  beschäftigten 
Mitarbeiter/innen um 11 % zur Folge hätte. 
 
In insgesamt fünf Verhandlungsrunden ist es der SPG schließlich gelungen, mit den 
Kostenträgern eine Verbesserung des Mindestpersonalschlüssels um durchschnittlich ca. 
10 % zu vereinbaren. Da die Forderung nach einem pflegestufenunabhängigen Personal-
schlüssel für die Kostenträger nicht vereinbarungsfähig war, verständigten sich die 
Verhandlungspartner im Rahmen einer kompromissweisen Einigung auf eine Anhebung der 
Personalschlüssel in den Stufen 0 und I; auf diese Weise konnte zumindest die fachlich 
nicht zu rechtfertigende Spreizung der Personalschlüssel zwischen den vier Pflegestufen 
vermindert werden. 
 
Der neue Rahmenvertrag gemäß § 75 SGB XI trat mit Wirkung zum 01. Oktober 2014 in 
Kraft; dies bedeutet, dass die Träger von Pflegeeinrichtungen im Rahmen von Einzelver-
gütungsverhandlungen die verbesserten Personalschlüssel bereits mit Wirkung zum 01. 
Oktober 2014 umsetzen können. Vor dem Hintergrund der angespannten Personalsituation 
wurde eine Übergangsfrist bis zum 31. Dezember 2016 vereinbart, sodass ab dem 01. 
Januar 2017 alle Stationären Altenhilfeeinrichtungen im Saarland die verbesserten Mindest-
personalanhaltszahlen zu erfüllen haben. 
 
Der nunmehr gültige Rahmenvertrag gemäß § 75 SGB XI stellt nach Einschätzung der SPG 
eine deutliche Verbesserung der Strukturqualität in der Stationären Pflege dar; durch die 
Erhöhung der Personalschlüssel in den niedrigen Pflegestufen kommt die Personalver-

 



Seite 5 von 12 
 
 

 

besserung insbesondere den Einrichtungen zugute, die aus fachlicher Sicht aufgrund der 
niedrigen Einstufung der Pflegebedürftigen deutlich unterpersonalisiert waren.  
 
 
1.2 Schließen weiterer Regelungslücken 
 
Die Rahmenvertragsverhandlungen wurden von der SPG darüber hinaus zum Anlass 
genommen, um mehrere Bereiche, die sich in der Vergangenheit als streitanfällig erwiesen 
haben, einer rahmenvertraglich eindeutigen Regelung zuzuführen; dies beinhaltete 
insbesondere  
 

• eine Regelung bezüglich der Verpflichtung sowie Berechnung der Wäschekenn-
zeichnung  

 
• eine Regelung zum Mindestinhalt der Getränkeversorgung 

 
• Präzisierungen im Bereich der Körperpflegemittel 

 
• eine Regelung zur Sicherstellung der Begleitung von Pflegebedürftigen beim 

Verlassen und Wiederaufsuchen der Pflegeeinrichtung, insbesondere bei 
Arztbesuchen. 

 
Durch die getroffenen rahmenvertraglichen Regelungen konnte in den dargestellten Punkten 
Rechtssicherheit sowohl für die Einrichtungen als auch für die Pflegebedürftigen sowie ihre 
Angehörigen geschaffen werden. 
 
 
2. Weiterentwicklung der Rahmenvereinbarung gemäß § 86 Abs. 3 SGB XI 

über zusätzliche Betreuung und Aktivierung gemäß § 87b SGB XI 
 
Die zum 01. Januar 2015 in Kraft getretene Reform der Pflegeversicherung brachte mit dem 
Pflegestärkungsgesetz I (PSG I) deutliche Verbesserungen im Bereich der Leistungen der 
zusätzlichen Betreuung und Aktivierung gemäß § 87b SGB XI: Während die bisherige 
Regelung des § 87b SGB XI die Leistungen der Betreuung und Aktivierung nur für 
Bewohner/innen mit erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz vorsah, begründete das 
PSG I diesen Anspruch für alle versicherten Bewohner/innen Stationärer Altenhilfeeinrich-
tungen; darüber hinaus wurde der bisherige Betreuungsschlüssel von 1 : 24 auf 1 : 20 
verbessert.  
 
Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass der daraus für die Heime resultierende personelle 
Mehrbedarf nicht von allen Einrichtungen bereits zum 01. Januar 2015 in vollem Umfang 
realisiert werden kann, trat die SPG im Herbst 2014 in Verhandlungen mit den Pflegekassen 
über eine Weiterentwicklung der mit Wirkung zum 01. Oktober 2008 in Kraft getretenen 
Rahmenvereinbarung gemäß § 86 Abs. 3 SGB XI über zusätzliche Betreuungs- und 
Aktivierungsleistungen gemäß § 87b SGB XI ein. Die Vertragspartner verständigten sich 
schließlich  auf eine neue Rahmenvereinbarung, welche eine Umsetzung des durch das 
PSG I begründeten verbesserten Betreuungsschlüssels in zwei Stufen bis zum 31. 
Dezember 2015 vorsieht; die Vereinbarung tritt zum 01. Januar 2015 in Kraft und löst die 
Rahmenvereinbarung vom 01. Oktober 2008 ab. Darüber hinaus konnten sich SPG und 
Kostenträger auf verbindliche Verfahrensabsprachen zur praktischen Umsetzung der 
gesetzlichen sowie vertraglichen Neuregelungen verständigen.  
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Die Reform des § 87b SGB XI auf Bundesebene sowie die Rahmenvereinbarung zur 
Umsetzung im Saarland bedeuten für die Einrichtungen im Durchschnitt eine Verdopplung 
ihres zusätzlichen Betreuungspersonals und somit für die Heimbewohner eine spürbare 
Verbesserung der Betreuungsqualität. 
 
 
3. Vergütungsverfahren für das Jahr 2015  
 
Auch im Jahr 2014 wurde die Mehrzahl der Vergütungen für den Entgeltzeitraum 2015 nach 
dem verwaltungseffizienten Verfahren der verbandsweise geführten „Gebündelten Ein-
zelverhandlungen“ vereinbart. Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Tarifstrukturen 
der einzelnen Träger beschränkte sich die SPG im Rahmen des Vereinfachten Vergütungs-
verfahrens auf die Empfehlung einer einheitlichen Sachkostensteigerungsrate; die von den 
Trägern im Rahmen der Vergütungsverhandlungen geltend gemachten Personalkostenstei-
gerungen differierten in Abhängigkeit von der jeweiligen tariflichen Struktur der Träger.  
 
Die für den Vergütungszeitraum 2015 vereinbarten Entgelterhöhungen lagen in einer 
Spannbreite zwischen minimal 1,68 % und maximal 2,18 % und stellen einen Ausgleich für 
die zu erwartenden Personal- und Sachkostensteigerungen des Jahres 2015 dar.  
 
Die im neuen Rahmenvertrag vereinbarte Mehrpersonalisierung wurde in unterschiedlicher 
Weise umgesetzt; zur Erfüllung der in die Rahmenvereinbarung gemäß § 86 Abs. 3 SGB XI 
neu aufgenommene Verpflichtung der Einrichtungen, die notwendige Begleitung der 
Bewohner beim Verlassen und Wiederaufsuchen der Pflegeeinrichtung (z.B. bei 
Arztbesuchen) sicherzustellen, hat die Mehrzahl der Einrichtungen die neu vereinbarte 
Personalisierung eines „Springers“ bereits mit Wirkung zum 01. Januar 2015 erfüllt.  
 
 
4. MRSA-Prävalenzstudie  
 
Bereits im Jahr 2013 trat die Universität Homburg gemeinsam mit dem saarländischen 
Gesundheitsministerium an die SPG mit der Bitte heran, Unterstützung bei der geplanten 
MRSA-Prävalenzstudie in den Stationären Altenhilfeeinrichtungen des Saarlandes zu leisten. 
Hintergrund war die Intention der Uni Homburg, analog zu der im Krankenhausbereich 
durchgeführten Prävalenzstudie auch für den Bereich der Stationären Altenhilfe gesicherte 
Daten über den Umfang der Besiedlung von Heimbewohnern mit MRSA zu gewinnen; 
hiermit verbunden war das Angebot der Uni Homburg an die teilnehmenden Einrichtungen, 
diese bei der Sanierung der betroffenen Bewohner/innen fachlich zu unterstützen. 
 
Der Vorstand der SPG beschloss einstimmig, dass die SPG als Mitglied im „MRSA-
Netzwerk“ im Rahmen ihrer Möglichkeiten die Uni Homburg bei der Durchführung der 
Prävalenzstudie unterstützt. An der Studie beteiligten sich schließlich 65 Stationäre 
Altenhilfeeinrichtungen; die (Zwischen-)Ergebnisse wurden von der Uni Homburg regelmäßig 
an die SPG zurückgekoppelt sowie in insgesamt drei „MRSA-Pflegekonferenzen“ einer 
breiten Fachöffentlichkeit vorgestellt.  
 
Mit Abschluss der von den Verantwortlichen sehr professionell durchgeführten Studie liegen 
nunmehr erstmals valide Daten über den Umfang sowie die Ursachen von MRSA-
Besiedlungen stationär versorgter Heimbewohner im Saarland vor.  
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5. Verbesserung der ärztlichen Versorgung in Stationären Altenhilfeeinrich-

tungen 
 
Auch im Jahr 2014 stand die SPG in Gesprächen mit der Kassenärztlichen Vereinigung über 
Möglichkeiten und Grenzen einer Verbesserung der haus- sowie fachärztlichen Versorgung 
stationär versorgter Pflegebedürftiger. Nachdem der bereits im Jahr 2012 von der KV 
angekündigte Mustervertrag, der die Etablierung „regionaler Ärzteverbundsysteme“ regeln 
soll, auch im Jahr 2014 noch nicht vorlag, hat die SPG einen eigenen Vorschlag entwickelt 
und der KV diesen Vertragsentwurf als Diskussionsgrundlage zur Verfügung gestellt. 
 
Leider ist die KV der Bitte der SPG, auf dieser Grundlage in die inhaltliche Diskussion einzu-
steigen, bisher nicht nachgekommen, sodass der Problembereich der ärztlichen Versorgung 
von Heimbewohnern noch immer nicht zufrieden stellend geregelt ist.  
 
 
6. Projekt „Reduzierung freiheitsentziehender Maßnahmen in Stationären 

Altenhilfeeinrichtungen“ 
 
Bereits im Jahr 2013 initiierte das saarländische Sozialministerium gemeinsam mit der HTW 
sowie der SPG das Projekt „Reduzierung freiheitsentziehender Maßnahmen in Stationären 
Altenhilfeeinrichtungen“. Das Ziel dieses Projektes bestand darin, die Mitarbeiter/innen der 
Stationären Altenhilfeeinrichtungen im Umgang mit freiheitsentziehenden Maßnahmen zu 
sensibilisieren.  
 
Nach der zentralen Auftaktveranstaltung am 25. September 2013 führte die HTW im Jahr 
2014 gemeinsam mit der SPG in jedem Landkreis dezentrale Schulungen der 
Mitarbeiter/innen durch. Die Schulungsreihe stieß auf überwiegend positive Resonanz; vor 
diesem Hintergrund ist vorgesehen, die Schulungsreihe auch den Mitarbeitern/innen der 
Einrichtungen der Eingliederungshilfe anzubieten.  
 
 
7. Fachtagung „Gewalt durch Pflege“ 
 
Als Konsequenz aus dem „Pflegeskandal“ des Jahres 2012 beschloss der Vorstand der SPG 
im Jahr 2013, die Thematik „Gewalt in der Pflege“ inhaltlich aufzuarbeiten. Zu diesem Zweck 
führte die SPG am 20. Oktober 2014 eine Fachtagung „Gewalt durch Pflege – 
Erkenntnisstand und Prävention“ durch mit dem Ziel, die Mitarbeiter/innen der Stationären 
Altenhilfeeinrichtungen für die unterschiedlichen Formen von Gewalt zu sensibilisieren sowie 
Möglichkeiten und Grenzen der Gewaltprävention aufzuzeigen. Nicht zuletzt aufgrund der 
kompetenten Fachreferenten, aber auch durch die Ergebnisse der im Anschluss an die 
Referate durchgeführten Workshops brachte die Fachtagung eine Vielzahl wertvoller Denk-
anstöße.  
 
Der Vorstand der SPG wird die Thematik auch im Jahr 2015 inhaltlich weiterbearbeiten. 
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II. Ambulanter Bereich 
 
1. Leistungen der Häuslichen Krankenpflege gemäß § 37 SGB V 
 
1.1. Weiterentwicklung des Rahmenvertrages gemäß § 132a SGB V 
 
Das erstmalige Inkrafttreten einer bundeseinheitlichen Rahmenempfehlung zu den Inhalten 
der Landes-Rahmenvereinbarungen gemäß § 132a SGB V über die Leistungen der 
Häuslichen Krankenpflege gemäß § 37 SGB V wurde im Jahr 2014 von der SPG zum Anlass 
genommen, mit den Krankenkassen in Gespräche über eine Modifikation des zum 01. 
Januar 2004 abgeschlossenen saarländischen Rahmenvertrages gemäß § 132a SGB V 
einzutreten. Hintergrund dieser Initiative war die Feststellung, dass eine Umsetzung der 
Formulierungen der Bundesrahmenempfehlung insbesondere in den Themengebieten 
„Verordnungs- und Genehmigungsverfahren“ für die Ambulanten Dienste zum Teil 
spürbare Erleichterungen zur Folge hätte. Darüber hinaus nahm die SPG die Gespräche 
über den Rahmenvertrag zum Anlass, um ihre seit Jahren erhobene Forderung einer 
sachgerechten Regelung betreffend die Verantwortliche Pflegefachkraft Ambulanter Dienste 
mit Anbindung von Teilstationären Pflegeeinrichtungen erneut gegenüber den 
Krankenkassen vorzutragen. Weiterhin forderte die SPG eine Flexibilisierung des Mindest-
Beschäftigungsumfangs für die Verantwortliche Pflegefachkraft mit dem Ziel, die bisherige 
Vorschrift, welche ausschließlich einen Beschäftigungsumfang von 100 % vorsieht, durch 
eine familienfreundlichere Regelung zu ersetzen. 
 
Während hinsichtlich der Regelungen zum Verordnungs- und Genehmigungsverfahren mit 
den Krankenassen frühzeitig Einvernehmen erzielt werden konnte, erwies sich die Forderung 
der SPG nach einer anteiligen Zuordnung der PDL bei „kombinierten Einrichtungen“ ebenso 
wie die Forderung nach der Möglichkeit eines Mindest-Beschäftigungsumfangs der PDL von 
weniger als 100 % zunächst als nicht vereinbarungsfähig. Nachdem der Vorstand das 
Festhalten der SPG an dieser Forderung einstimmig bestätigt hatte, werden die 
Verhandlungen im Jahr 2015 fortgesetzt.  
 
 
1.2 Kostenbezogene Vergütungsanpassung 
 
Zwischen SPG und Krankenkassen konnte eine lineare Erhöhung der Gebühren für die 
Leistungen der Häuslichen Krankenpflege gemäß § 37 SGB V um 2,53 % mit Wirkung zum 
01. Januar 2015 vereinbart werden. Mit dieser linearen Anpassung kann die für das Jahr 
2015 zu erwartende Personal- und Sachkostensteigerung weitgehend kompensiert werden.  
 
 
2. Leistungen der Häuslichen Pflege gemäß § 36 SGB XI 
 
Auch für den Vergütungszeitraum 2015 konnten die Punktwerte der Leistungen der 
Häuslichen Pflege gemäß § 36 SGB XI nach dem verwaltungseffizienten Verfahren der 
verbandsweise geführten „Gebündelten Einzelverhandlungen“ vereinbart werden. Die 
unterschiedlichen Strukturen der Ambulanten Dienste werden durch unterschiedlich hohe 
Punktwerte abgebildet; die Vereinbarungen zur kostenbezogenen Vergütungsanpassung 
differierten in Abhängigkeit von der Struktur der Träger zwischen minimal 1,86 % und 
maximal 4,9 %. 
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III. Bereich der Kurzzeit- und Teilstationären Pflege 
 
1. Weiterentwicklung des Rahmenvertrages gemäß § 75 SGB XI über die 

Leistungen der Teilstationären Pflege gemäß § 41 SGB XI 
 
Auf Initiative der Kostenträger trat die SPG im Jahr 2014 in Verhandlungen über eine Weiter-
entwicklung des Rahmenvertrages gemäß § 75 SGB XI über die Leistungen der 
Teilstationären Pflege gemäß § 41 SGB XI ein. Anlass für diese Initiative war die von den 
Kostenträgern geäußerte Erwartung, wonach das Inkrafttreten des PSG I zum 01. Januar 
2015 mit einer spürbaren Ausweitung des Anspruchs der Versicherten auf Leistungen der 
Teilstationären Pflege zu einem deutlichen Anstieg der Nachfrage nach diesen Leistungen 
führen wird. Vor diesem Hintergrund sahen die Kostenträger die Notwendigkeit, erstmalig 
verbindliche Anforderungen an die Strukturqualität und dabei insbesondere verbindliche 
Vorgaben hinsichtlich der baulichen Anforderungen an die Tagespflegeeinrichtungen 
rahmenvertraglich zu kodifizieren. 
 
Während zwischen SPG und Kostenträgern frühzeitig Einvernehmen über bauliche Struktur-
anforderungen erzielt werden konnte, war die seitens der SPG erhobene Forderung nach 
einer flexiblen Anrechnungsregelung für die Verantwortliche Pflegefachkraft von Tages-
pflegeeinrichtungen in Anbindung an Ambulante Dienste ebenso wie die Forderung der SPG 
nach der Möglichkeit eines Mindestbeschäftigungsumfangs der PDL von weniger als 100 % 
für die Kostenträger zunächst nicht verhandelbar. 
 
Die Verhandlungen wurden bis ins Jahr 2015 fortgesetzt und konnten im Frühjahr 2015 zu 
einem aus Sicht der SPG zufrieden stellenden Abschluss gebracht werden. 
 
 
2. Anpassung der Rahmenvereinbarung gemäß § 86 Abs. 3 SGB XI über 

zusätzliche Betreuung und Aktivierung gemäß § 87b SGB XI an die ab 01. 
Januar 2015 geänderte Rechtslage 

 
Das Inkrafttreten des PSG I am 01. Januar 2015 begründete auch Handlungsbedarf im 
Bereich der zusätzlichen Betreuung und Aktivierung von Gästen der Kurzzeit- und 
Tagespflege: Wie im Bereich der Vollstationären Pflege so wurde durch das PSG I auch im 
Teilstationären Bereich ein Rechtsanspruch der Versicherten auf zusätzliche Betreuung und 
Aktivierung unabhängig von einer Anerkennung der eingeschränkten Alltagskompetenz 
begründet; darüber hinaus wurde der verbesserte Betreuungsschlüssel auch auf Gäste von 
Kurzzeit- und Teilstationären Pflegeeinrichtungen ausgeweitet.  
 
Zur Umsetzung der bundesgesetzlichen Neuregelung im Saarland trat die SPG im Herbst 
2014 in Verhandlungen mit den Pflegekassen ein; im Ergebnis konnte analog zu der für den 
Vollstationären Bereich abgeschlossenen Rahmenvereinbarung eine Stufenregelung mit 
einer Übergangsfrist bis zum 31. Dezember 2015 vereinbart werden. Darüber hinaus wurde 
die bisherige Ergänzungsvereinbarung für den Teilstationären Bereich in die Rahmenverein-
barung gemäß § 86 Abs. 3 SGB XI über zusätzliche Betreuung und Aktivierung gemäß § 87b 
SGB XI integriert.  
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IV. Altenpflegeausbildung und Fachkräftesituation 
 
1. Altenpflegeausbildung und Personalgewinnung 
 
Mit mehr als 1.150 abgeschlossenen Ausbildungsverträgen erreichte die Gesamtzahl der 
Auszubildenden im Schuljahr 2014/15 einen absoluten Höchststand. Nach Überzeugung der 
SPG hat zu dieser Entwicklung neben der kontinuierlichen Imagewerbung insbesondere die 
Einführung des umlagefinanzierten Systems der Altenpflegeausbildung im Jahr 2011 beige-
tragen.  
 
Die außerordentlich geringe Quote an Forderungsausfällen sowie die Tatsache, dass seit 
Einführung des Umlageverfahrens noch keine Klage gegen das Verfahren anhängig wurde, 
zeugt nach Einschätzung der SPG von der hohen Akzeptanz der Umlagefinanzierung bei 
den Ausbildungsbetrieben.  
 
 
2. Evaluation des Curriculums sowie der Strukturen in der Altenpflege- 

sowie Altenpflegehilfeausbildung 
 
Nachdem im Herbst 2012 die HTW auf Anregung der SPG vom Gesundheits- und 
Sozialministerium damit beauftragt wurde, das Curriculum sowie die Strukturen in der Alten-
pflege- sowie Altenpflegehilfeausbildung einer Evaluation zu unterziehen, stellte die HTW 
Anfang 2014 der SPG die Ergebnisse ihrer Studie vor. In der Folge haben SPG und Alten-
pflegeschulen den Bericht der HTW auf die jeweils für die Ausbildungsbetriebe, die Alten-
pflegeschulen sowie das Ministerium bestehenden Handlungsbedarf ausgewertet und dem 
Ministerium die Systematisierung zugesandt mit der Bitte, in einen fachlichen Austausch 
über die Weiterentwicklung der Qualität der Altenpflegeausbildung einzutreten. Das erste 
Gespräch mit dem Ministerium über diesen Problembereich fand erst Anfang 2015 statt; 
dabei war erkennbar, dass die Bereitschaft des Ministeriums, vor dem Hintergrund der 
anstehenden Reform der Pflegeausbildung auf Bundesebene hin zu einem generalistischen 
Pflegeberuf strukturelle Änderungen auf Landesebene in Angriff zu nehmen, sehr gering ist. 
 
Die Thematik der Weiterentwicklung der Qualität der Pflegeausbildung wird eines der 
Schwerpunktthemen der SPG im Jahr 2015 sein. 
 
 
3. Weiterentwicklung der Verordnung über die Einführung einer Umlage zur 

Finanzierung der Altenpflegeausbildung (VO-EUFA) 
 
Auf der Grundlage der mittlerweile dreijährigen Erfahrung mit der Durchführung des Umlage-
verfahrens in der Altenpflegeausbildung hat die SPG Optimierungspotential bei der VO-
EUFA identifiziert und gegenüber dem Gesundheits- und Sozialministerium entsprechende 
Änderungsvorschläge vorgetragen. Ziel ist es, das für das Ausbildungsjahr 2015/16 
anstehende Umlageverfahren auf der Grundlage der weiterentwickelten VO-EUFA durchzu-
führen.  
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V. Übergreifender Bereich 
 
1. Umsetzung der nach dem „BEIKIRCH-Konzept“ vereinfachten Pflegedo-

kumentation im Saarland 
 
Nachdem die Ombudsfrau der Bundesregierung für Entbürokratisierung, Frau Elisabeth 
BEIKIRCH, im Herbst 2013 anlässlich des „zweiten saarländischen Pflegekongresses“ ihr 
Konzept einer vereinfachten Pflegedokumentation vorgestellt hatte, etablierten SPG und 
Pflegekassen unter Mitwirkung des MDK/SMD im Jahr 2014 eine „Steuerungsgruppe“, 
welche die Umsetzung der nach dem BEIKIRCH-Konzept vereinfachten Pflegedokumen-
tation im Saarland begleiten soll. Mit Beschluss des Landespflegeausschusses vom 20. 
November 2014 wurde die Steuerungsgruppe vom Ministerium legitimiert; mit Schreiben vom 
19. Dezember 2014 wurde die Geschäftsstelle der SPG gegenüber dem Bundes-
Pflegebeauftragten als Projektbüro für das Saarland benannt. 
 
 
2. Mitwirkung der SPG am vom Ministerium initiierten „Pflegedialog“  
 
Der vom Ministerium als Reaktion auf den „Pflegeskandal“ im Jahr 2012 initiierte 
Pflegedialog wurde auch im Jahr 2014 fortgeführt. Während in den Jahren 2012 und 2013 
die Arbeitsgruppen in hoher Frequenz tagten, war im Jahr 2014 jedoch eine deutlich 
geringere Arbeitsintensität zu verzeichnen. Es bleibt zu hoffen, dass die Arbeitsergebnisse 
der AGs gesichert und in konkrete Maßnahmen umgesetzt werden. 
 
 
3. „Tag der wertvollen Pflege“ am 18. Mai 2014 
 
Bereits im Jahr 2013 wurde unter Beteiligung der SPG, der SKG sowie des Landespflege-
rates die Imagekampagne „Wertvolles Pflegen“ vom Land initiiert; Ziel war es, der Pflege ein 
Gesicht zu geben und den Beruf in der Öffentlichkeit in einem positiven Licht darzustellen.  
 
Höhepunkt der Kampagne bildete der am 18. Mai 2014 landesweit durchgeführte „Tag der 
wertvollen Pflege“, an welchem allen Stationären sowie Ambulanten Pflegeeinrichtungen die 
Möglichkeit gegeben wurde, ihre Arbeit in der Öffentlichkeit darzustellen. Am „Tag der wert-
vollen Pflege“ beteiligten sich ca. 130 Stationäre und Ambulante Pflegeeinrichtungen; der 
Vorstand der SPG hat sich dafür ausgesprochen, dass Veranstaltungen dieser Art – 
gegebenenfalls mit jeweils unterschiedlichem inhaltlichem Schwerpunkt – künftig alle zwei 
Jahre durchgeführt werden. 
 
 
4. Mitwirkung an den vom Pflegebeauftragten organisierten „Regionalen 

Pflegekonferenzen“  
 
Ein Ergebnis des Pflegedialogs war die Berufung eines unabhängigen Pflegebeauftragten 
durch die Landesregierung. Die SPG hat sich im Rahmen einer Selbstverpflichtung zur 
engen Kooperation mit dem Pflegebeauftragten, Herrn Jürgen BENDER, bereit erklärt. Im 
Rahmen dieser Kooperation hat die SPG an den vom Pflegebeauftragten in jedem Landkreis 
durchgeführten „Regionalen Pflegekonferenzen“ teilgenommen und den Pflegebeauftragten 
mit ihrem Sachverstand unterstützt.  
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5. Mitwirkung im „AAL-Netzwerk“  
 
Am 28. Mai 2014 fand die Gründungsveranstaltung des vom Sozialministerium initiierten und 
von der HTW (Prof. LANGGUTH) geleiteten „AAL-Netzwerks“ statt. Auf Beschluss des 
Vorstandes wird die SPG im Rahmen ihrer Möglichkeiten an dem Netzwerk mitwirken. 
 
 
6. Mitwirkung im „Demenz-Netzwerk“  
 
Mit Beschluss vom 16. April 2014 wurde die SPG Mitglied im „Demenz-Netzwerk Saar“. Im 
Jahr 2014 nahm die SPG im Rahmen ihrer Möglichkeiten an den von der „Landesfachstelle 
Demenz“ durchgeführten Fachtagungen teil; darüber hinaus unterstützte die SPG 
insbesondere durch Weiterleitung der von der „Landesfachstelle Demenz“ veröffentlichten 
Informationen die Arbeit des Netzwerks. 
 
 
7. Begleitung bei Gesetzesvorhaben – insbesondere: Reform des Landes-

heimgesetzes  
 
Am 12. März 2014 fand die konstituierende Sitzung der „Expertengruppe Landesheimgesetz“ 
statt; in der Expertengruppe ist die SPG durch Herrn Dr. SCHRÖDER und Herrn Dr. 
STENGER vertreten. Hintergrund der Expertengruppe ist die Intention des Ministeriums, das 
bis zum 31. Dezember 2015 befristete Landesheimgesetz zu reformieren. Im Rahmen der 
Reformüberlegungen wurde seitens des Ministeriums ein partizipativer Ansatz mit einer 
Einbeziehung des Sachverstandes der unterschiedlichen Interessengruppen gewählt. Die 
SPG hat den aus ihrer Sicht bestehenden Änderungsbedarf dem Ministerium mitgeteilt und 
erläutert. 
 
 
8. Beteiligung am SZ-Lesertelefon 
 
Auch im Jahr 2014 beteiligte sich die SPG an dem im Jahr 2005 von der Saarbrücker 
Zeitung in Kooperation mit der Verbraucherzentrale des Saarlandes eingerichteten 
„Lesertelefon“. Acht Jahre nach Einrichtung des SZ-Lesertelefons ist festzustellen, dass das 
Informationsbedürfnis der Bevölkerung in Bezug auf Fragen der Pflegeversicherung 
ungebrochen groß ist.  
 
 
Saarbrücken, den 23. April 2015 
 
 
 
 
Der Vorsitzende       Die Geschäftsführung 


